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Einleitung 

I. Umweltschutz als verfassungsrechtliches Problem 

A. Umweltschutz  als Herausforderung  der  Risikogesellschaft 

Die seit mehr als hundert Jahren fortschreitenden technischen und industriellen 
Entwicklungen haben zu beträchtlichem Wohlstand geführt. Für diese zivilisato-
rischen Fortschritte zahlen die Menschen jedoch einen hohen Preis: die Bela-
stung, sogar Zerstörung der Umwelt, die dem Menschen unentbehrliche Exi-
stenzgrundlagen liefert! Es dürfte heute wohl unbestritten sein, daß die natürli-
che Umgebung durch menschliches Verhalten erheblich bedroht ist und daß sich 
daraus nachhaltige negative Konsequenzen für Menschen und andere Lebewesen 
ergeben. Die in den letzten Jahren immer wieder gemeldeten Umweltskandale, 
wie z.B. das Massensterben des deutschen Waldes, die Verunreinigung der 
landwirtschaftlichen Böden und des Meeres, die immer schwieriger werdende 
Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung, und nicht zuletzt die hohe 
Ozonbelastung sowie die sich seit langem ankündigenden globalen Umwelt-
krisen wie der dramatische Verlust der Artenvielfalt und die Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen sind nicht übersehbare Anzeichen für eine kommende 
ökologische Katastrophe für die Erde. Die Industriegesellschaft hat sich in-
zwischen zur Risikogesellschaft gewandelt1! Eine wirksame Erhaltung und ein 
effektiver  Schutz der Umwelt als der natürlichen Lebensgrundlage gehört daher 
zweifellos zu einem der wichtigsten Anliegen der Menschheit. Mittlerweile ist es 
kaum noch abzustreiten, daß das Umweltbewußtsein der Bürger ausgeprägt ist 
wie nie zuvor, Tendenz steigend. Es zeigt sich, daß heutzutage das Thema 
Umweltschutz als eine Omnipräsenz für alle gesellschaftlichen Kräfte, ein-
schließlich der politischen Parteien, erheblich an Bedeutung gewonnen hat, auch 
wenn sich hinter dem Begriff  Umweltschutz oft diffuse  Vorstellungen verbergen. 

1 Dieser von Ulrich  Beck  geprägte Begriff  bezeichnet eine Gesellschaft, deren Institutio-
nen vor der Gefahr einer drohenden Vernichtung von Umwelt bzw. Mitwelt und Menschen 
durch die schleichende Umweltkatastrophe versagen; Beck,  Risikogesellschaft. Auf dem Weg 
in eine andere Moderne, S. 43 ff. 
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Β. Umweltschutz  als Staatsaufgabe 

Einhergehend mit diesem gewachsenen Umweltbewußtsein der Gesellschaft 
steigen Erwartungen an den Staat Es gilt mittlerweile als Selbstverständlichkeit, 
daß dem Staat bei der Verwirklichung des Umweltschutzes die wesentliche 
Aufgabe zukommt2. Das gestiegene Umweltbewußtsein der Gesellschaft zielt 
heute immer mehr darauf ab, staatliches Handeln auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes zu erzwingen oder zu beschleunigen3. Dem Staat wird daher zunehmend 
eine umfassende Garantenstellung für den existenzsichernden Umweltschutz 
beigemessen. Eine Vielzahl staatlicher Umweltschutzaktivitäten auf fast allen 
Gebieten des Umweltschutzes ist dafür ein Beleg. 

Die wesentlichen Gründe dafür, daß sich der Staat der Umweltschutzaufgabe 
zuzuwenden hat, lassen sich aus verschiedenen Aspekten betrachten. Vom 
Sozio-ökonomischen her gesehen spielt „Marktversagen" für Umweltprobleme 
eine entscheidende Rolle. Umweltprobleme resultieren überwiegend aus der 
wirtschaftlichen Betätigung des Einzelnen. In einer über das Spiel der relativen 
Preise gelenkten Marktwirtschaft  wie der Bundesrepublik werden Umweltgüter 
(wie Luft, Wasser und Boden), welche zum großen Teil öffentliche  Güter bzw. 
Kollektivgüter sind, kaum in die Kosten-Erlös-Kalkulation einbezogen. Folg-
lich kann die Erwartung und auch Notwendigkeit, mit der natürlichen Umwelt 
schonender umzugehen, in einer an Individualinteressen orientierten Marktwirt-
schaft nicht automatisch umgesetzt werden. Dabei sind staatliche Reglementie-
rungen unumgänglich. 

Abgesehen davon dient der Umweltschutz offensichtlich  dem Allgemeininter-
esse. Es ist daher nur konsequent, hinsichtlich des Umweltschutzes keine Zu-
rückhaltung, sondern ein Engagement des Staates, der als „Hüter des Gemein-
wohls"4 und „geborener Wahrer des Allgemeininteresses"5 berufen ist, zu for-
dern. Die Rufe nach staatlichen Eingriffen,  nach Kontrollen und Reglementierun-
gen, die Umweltschäden verhindern sollen, werden daher immer lauter. Nur der 
mit dem entsprechenden Macht- und Sanktionspotential ausgestattete Staat ist in 
der Lage, die verheerenden Folgen wirtschaftlicher  Freiheitsbetätigung wirksam 
zu begrenzen. 

2 So Steiger,  in: Salzwedel (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, S. 21 ff.  (25); Breuer, 
Der Staat 1981,393 (393); Karpen,  in: Thieme (Hrsg.), Umweltschutz im Recht, S. 9 ff.  (9); 
Murswiek,  ZRP 1988,14 (17). 

3 Vgl. Kloepfer,  in: ders. (Hrsg.), Umweltstaat, S. 39 ff.  (40). 
4 BVerJGE  33,125 (129) - Facharzt-Urteil. 
5 Rauschningy  WDStRL 38 (1980), 167 (172) unter Hinweise auf Forsthoff,  Der Staat 

der Industrie-Gesellschaft,  München 1971, S. 46,121,168. 
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Ein weiterer Blickpunkt für die Notwendigkeit der staatlichen Umweltschutz-
aktivitäten liegt in den wachsenden Bedürfnissen der normativen Orientierungen 
im Umweltbereich. Es ist heute nämlich bekannt, daß eine große innere Span-
nung in bezug auf den Umweltschutz besteht: Einerseits wird die Natur als 
Lebensgrundlage immer mehr gefährdet und immer öfter zerstört - was zur 
Notwendigkeit des Umweltschutzes führt - , während andererseits die Gefahr-
dung der Umwelt nicht selten die zwangsläufige Folge der Ausübung individuel-
ler Freiheiten ist. Diese Herausforderung  richtet sich vor allem an den Staat, der 
allein in der Lage ist, die gegenseitigen Interessen im Umweltbereich durch das 
Recht auszutarieren. Die zunehmende Inanspruchnahme des Staates für den 
aktiven Umweltschutz ist nicht zuletzt darin zu sehen, daß jedenfalls bei den 
häufig vorliegenden summierten Immissionen die einzelnen Verursacher und ihre 
konkreten Verursacherbeiträge nur schwer zu fassen sind6. Der Staat ist unter 
solchen Umständen selbstverständlicherweise als „Sündenbock" unter ständigen 
umweltschützenden Handlungs- und Erfolgsdruck gestellt. 

In der Bundesrepublik haben sich in den letzten Jahren ja auch umfassend 
Aktivitäten des Staates in Bund und Länder auf fast allen Gebieten des Umwelt-
schutzes beträchtlich entwickelt. Unumstritten ist, daß der Staat den Umwelt-
schutz zwangsläufig zu einem seiner herausragenden Aufgaben- und Tätigkeits-
felder gemacht hat, auch wenn die Ergebnisse insgesamt nicht schon als be-
friedigend anzusehen sind. In diesem Maß läßt sich wohl auch zustimmen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland jedenfalls auf dem Weg zu einem „Umwelt-
staat" ist, d.h. einem sich mit den Zielen des Umweltschutzes identifizierenden, 
und die Unversehrtheit der Umwelt zu seiner vorrangigen Aufgabe sowie zu 
seinem Maßstab und zum Verfahrensziel  seiner Entscheidungen machenden 
Staat7. 

C. Erwartungen  an das  Verfassungsrecht 

Mit diesem aus der empirischen Betrachtung gewonnenen Ergebnis soll es 
nicht sein Bewenden haben. Der allgemeine Konsens über die Notwendigkeit 
staatlichen Umweltschutzes enthält nicht schon eine übereinstimmende Vor-
stellung, wie die staatliche Umweltschutzleistung aussehen soll. Was den all-
gemeinen Umweltschutzkonsens angeht, so bezieht sich dieser höchstens nur auf 
die Aufgabe als solche; was konkreter zu tun ist und wieweit der Umweltschutz 
gehen soll, darüber besteht vielmehr vielfaltiger Streit. Es zeigt sich, daß sich in 
der Öffentlichkeit  die Meinungen über die staatlichen Umweltschutzleistungen 

6 Kloepfer,  DVB1. 1988,305 (306);  Murswiek,  WiVerw 1986,179 (195 ff.). 
7 Kloepfer,  in: ders. (Hrsg.), Umweltstaat, S.39 ff.  (43 f.); ders.,  DVB1. 1994,12 (12 f.). 

2 Tsai 




